
 

17 Afrikaner per Charterflug abgeschoben 
EU zahlt 30 Millionen Euro für Abschiebungen 2005 und 2006  
  
Von Birgit Gärtner, Hamburg  
  

Etwa 30 Menschen protestierten gestern in der 
Abflughalle des Hamburger Flughafens Fuhlsbüttel gegen 
die von Hamburger Behörden organisierte 
Sammelabschiebung von 17 Flüchtlingen nach Afrika. 
Die Aktivistinnen der Flüchtlingsinitiativen informierten mit 
Transparenten, Reden, Sprechchören, einem Theaterstück 
und Flugblättern die Passagiere und das Flughafenpersonal, 
wiesen auf die menschenrechtswidrige Abschiebeaktion hin 
und forderten zum Protest auf. Die Aktionen, die im 
»Gedrängel und Gewühle der morgendlichen rush-hour« 
stattfanden, stießen bei den meisten Passagieren jedoch 
überwiegend auf Desinteresse, berichtete eine Aktivistin.  
Zu den Protesten hatten Flüchtlingsräte der Bundesrepublik, 
der Arbeitskreis Flüchtlinge-Asyl der Ärzte gegen den 
Atomkrieg, Pax Christi, das Deutsche Rote Kreuz, die 
Solidarische Kirche Nordelbien sowie die Karawane für die 

Rechte von Flüchtlingen, Migrantinnen und Migranten aufgerufen. Sammelabschiebungen per 
Charterflug seien für die nächsten Jahre in großem Umfang von der Europäischen Union geplant, 
fürchtet der Flüchtlingsrat Hamburg.  
Hamburgs Innensenator Udo Nagel lobte indes die hervorragende Organisation des von der 
Ausländerbehörde Hamburg und dem Bundesgrenzschutz vorbereiteten internationalen 
Charterflugs. Die Afrikaner, die aus Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-
Holstein und Niedersachsen sowie aus Belgien und der Schweiz nach Burkina Faso, Togo und 
Benin abgeschoben wurden, hätten sich als »äußerst reiseunwillig gezeigt«, so der Senat.  
Die »abzuschiebenden Personen gelten als Problemfälle«, hieß es im Vorfeld. »Als ›kriminell und 
renitent‹ werden unserer Erfahrung nach jene Menschen bezeichnet, die sich aus Todesangst 
gegen die Abschiebung wehren oder versuchen, sich umzubringen«, erklärte dazu der Hamburger 
Flüchtlingsrat. Mit unbelegten Aussagen, die Betroffenen seien »kriminell« oder »renitent«, solle 
der Eindruck erweckt werden, dass die zu erwartende gewalttätige und brutale Behandlung der 
betroffenen Flüchtlinge durch die staatlichen Organe rechtmäßig und notwendig sei, schreiben die 
Flüchtlingsorganisationen in ihrer Pressemitteilung. Dies belege die alltägliche Abschiebepraxis, die 
das Zerstören von Familien und die Abschiebung von Kindern und Jugendlichen ohne ihre Eltern 
mit einschließt«, so die Hamburger Karawane-Gruppe.  
Der Charterflug nach Afrika kostete Presseberichten zufolge etwa 140000 Euro, die Kosten werden 
auf die beteiligten Staaten und Bundesländer aufgeteilt. Außerdem stellt die EU finanzielle Mittel für 
diese Maßnahmen zur Verfügung. Wie der niederländische Minister für Ausländerangelegenheiten 
und Integration Verdonk im Mai dieses Jahres mitteilte, hat die Europäische Kommission am 22. 
Januar dieses Jahres 30 Millionen Euro für »gemeinsame Abschiebungen im EU-Verbund« für 
2005 und 2006 bereitgestellt.  
Die unterzeichnenden Organisationen fordern die sofortige Aussetzung der geplanten 
Sammelabschiebungen. Die von der EU zur Verfügung gestellten 30 Millionen Euro sollten für ein 
menschenwürdiges Dasein der Flüchtlinge in den europäischen Staaten verwendet werden, statt 
für kostspielige und aufwendige Abschiebungen.  
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